
gen zeigen uns die Wichtigkeit einer intensiven Be­
schäftigung mit den Ursachen verbrecherischer Hand­
lungen, die bisher bei uns noch allgemein vernach­
lässigt wird.

Infolge Zeitmangels konnte der DiskussSions'beitrag 
von Hauptabteilungsleiter B ö h m e  (Ministerium der 
Justiz) nicht vorgetragen werden. Ausgehend von der 
durch die 3. Parteikonferenz der SED an der Kontrolle 
der Rechtsprechung geübten Kritik befaßt er sich mit 
der Verbesserung der operativen Arbeit, der lebendigen 
Gestaltung der Kontrolle der Rechtsprechung:

„Wir haben im Ministerium der Justiz die Kritik der 
3. Parteikonferenz sehr ernst genommen. Wir können 
noch immer nicht sagen, unsere operative Arbeit sei 
gut, wenn sie auch nicht mehr zu vergleichen ist mit 
den Instruktionen und Revisionen, wie wir sie vor zwei 
oder drei Jahren und noch früher durchgeführt haben.

Zwei Hauptmängel sind es vor allem, mit denen wir 
fertig werden müssen. Das ist zunächst die ungenügende 
Auswirkung unserer Anleitung und Kontrolle auf die 
Rechtsprechung der Kreisgerichte. Bei ihnen liegt — das 
beweist die Statistik — der Schwerpunkt der Recht­
sprechung, denn sie entscheiden mehr als 90 Prozent 
aller Strafsachen und 99 Prozent aller Zivil- und 
Familiensachen.

Die richtige Anleitung der Kreisgerichte ist Haupt­
aufgabe der Instrukteure der Abteilung Recht der 
Justizverwaltungsstellen der Bezirke. Die Instrukteure 
des Ministeriums können diese Aufgabe nicht selbst 
übernehmen; unsere Anleitung geht zu den Justiz­
verwaltungsstellen und den Bezirksgerichten. Aber 
unsere Aufgabe ist es, die große Kraft der Instrukteure 
der Justizverwaltungsstellen voll zu entfalten, sie 
besser anzuleiten bei der richtigen Durchführung ihrer 
operativen Arbeit.

Um dieses Ziel zu erreichen, haben wir zunächst im 
Ministerium mit allen Instrukteuren Seminare durch­
geführt. Im ersten Seminar behandelten wir die opera­
tive Arbeit im Bezirk, im zweiten die operative Arbeit 
im Kreis und im dritten — unter der Leitung des 
Ministers — Fragen der sozialistischen Gesetzlichkeit. 
Die gleichen Seminare haben die Instrukteure des 
Ministeriums in den vergangenen zwei Wochen in den 
Bezirken mit den Instrukteuren der Justizverwaltungs­
stellen durchgeführt. Das war der erste Schritt. Es 
bleibt aber nicht bei diesen Seminaren, wir müssen 
mehr tun, wir müssen den Erfolg der Seminare an Ort 
und Stelle kontrollieren. Deshalb wird jeder Instruk­
teur des Ministeriums noch in diesem Quartal an der 
Revision eines Kreisgerichts durch die Justizverwal­
tungsstelle teilnehmen. Wir werden bei der Vorberei­
tung, Durchführung und Auswertung einer Revision bei 
einem Kreisgericht Anleitung geben.

Das zweite — ebenso wichtige —, was es jetzt zu tun 
gilt, haben wir im Beschluß des Kollegiums des 
Ministeriums der Justiz so formuliert:

„Die Anleitung und Kontrolle durch das Ministe­
rium und die Justizverwaltungsstellen ist zu er­
gänzen durch eine verstärkte Kontrolle der Recht­
sprechung durch die Richter und durch die Ent­
wicklung der Kritik der Schöffen an der Recht­
sprechung. Die Organisierung und Entfaltung dieser 
Kritik von unten ist weitere Aufgabe des Instruk­
teurs.“

Aber das genügt schon heute nicht mehr! Die Ent­
faltung der Kritik an unserer Rechtsprechung — das 
ist nicht nur Sache der Richter und der Schöffen, das 
muß Sache aller Bürger werden. Wir haben dazu gestern 
abend im Rundfunk die ganze Bevölkerung aufgefor­
dert. Worauf es ankommt, das ist, die — wenn auch 
wenigen — wirklich falschen Urteile, die von unseren 
Menschen nicht verstanden werden und auch gar nicht 
verstanden werden können, aus den Hunderten und 
Tausenden von richtigen Entscheidungen unserer Ge­
richte herauszufinden und dafür zu sorgen, daß aus dem 
falschen ein richtiges Urteil wird. Das ist das wichtigste. 
Wir wissen alle: Es können hundert richtige Urteile 
nicht den Schaden wiedergutmachen, den eine falsche 
Entscheidung bei unseren Bürgern hinterlassen muß. 
Wir haben unsere Schöffen schon wiederholt zur Kritik 
an der Rechtsprechung aufgefordert, und das beginnt 
Früchte zu tragen. Wir organisieren jetzt bei allen 
Gerichten die laufende Kontrolle der Rechtsprechung

durch die Richter und die Schöffen des Gerichts, und 
außerdem haben wir uns — wie gesagt — an die 
Öffentlichkeit gewandt. Wir haben alle Bürger auf­
gefordert, jedes Urteil zu kritisieren, das sie nicht für 
richtig halten — sei es in einer Justizaussprache mit 
dem Richter, sei es in der Presse oder in einer Mit­
teilung an die Schöffen, an das Gericht, die Justiz­
verwaltungsstelle oder an das Ministerium.

Wenn wir die im Gesetz gegebenen Möglichkeiten zur 
Korrektur falscher Urteile voll ausnutzen, dann darf 
keine Entscheidung unserer Gerichte bestehen bleiben, 
die von unseren Bürgern nicht verstanden wird, und es 
darf erst recht kein Urteil rechtskräftig werden oder 
bleiben, das das Gesetz verletzt, das nicht Partei nimmt 
für die Sache des werktätigen Volkes.“

Der Beitrag Böhmes zeigt die Notwendigkeit, die 
Beschlüsse der 3. Parteikonferenz der SED zu verwirk­
lichen, die eigene Arbeit kritisch zu untersuchen und die 
Aussprachen über die Ergebnisse der 3. Parteikonferenz 
in Verbindung mit der eigenen Arbeit zu führen. Das 
betonte auch der Leiter der Justizverwaltungsstelle 
im Bezirk Halle, J a h n ,  in seinem ebenfalls aus Zeit­
mangel nicht vorgetragenen Diskussions beitrag: „Es 
wäre imzutreffend, wollte man sagen, daß sich die 
Gerichte nicht mit den Dokumenten und den Be­
schlüssen der 3. Parteikonferenz beschäftigt hätten. 
Im Gegenteil, man muß feststellen, daß diese Doku­
mente bei allen Gerichten sowohl in Dienst- und 
Arbeitsbesprechungen wie auch in Beratungen der 
Parteiorganisation zum Gegenstand der Diskussion ge­
macht worden sind. Aber bei vielen Gerichten war die 
Aussprache losgelöst von der eigenen Arbeit, es erfolgte 
eine mehr oder weniger formale, nicht auf die eigene 
Arbeit bezogene Auswertung. Die Auswertung der 
Parteikonferenz wurde nicht mit der konkreten Unter­
suchung der eigenen Arbeit der Gerichte z. B. in Straf­
sachen, Zivilsachen oder auf anderen Gebieten ver­
bunden. Ja, es gibt sogar Kreise, wie z. B. Naumburg, 
in denen bis heute noch keine g e m e i n s a m e  Aus­
sprache der Justizorgane über die Fragen der Gesetz­
lichkeit stattgefunden hat, obwohl auf der Direktoren­
tagung am 19. April eine solche allgemein als unerläß­
lich empfunden worden war. Es ist klar, daß eine solche 
Arbeit nicht zu konkreten Schlußfolgerungen und zur 
Verbesserung der Arbeit führen kann.“

Auch Jahn unterstrich den hohen Wert, den die Mit­
arbeit der Schöffen für die Rechtsprechung hat, und 
begrüßte die von Melsheimer in seinem Referat er­
hobene Forderung, die Schöffen noch weiter in die 
richterliche Tätigkeit einzubeziehen und sie insbeson­
dere auch beim Erlaß des Eröffnungsbeschlusses und 
bei der Gewährung bedingter Strafaussetzung mit- 
witken zu lassen. Ergänzend schlug Jahn vor, die Mit­
wirkung der Schöffen auch beim Erlaß von Straf­
befehlen zu gewährleisten.

Zur Sprechstundentätigkeit von Richtern und Staats­
anwälten in den Betrieben führte Jahn aus: „Die in den 
Betrieben und ländlichen Gebieten .durchgeführten. 
Sprechstunden sparen der Bevölkerung viel Weg und 
Zeit. Mit Hilfe der Sprechstunden haben sich unsere 
Organe Sympathie bei den Werktätigen in den Be­
trieben erworben. M. E. erfordert die jetzige Situation 
die regelmäßigen Sprechstunden in Betrieben umzu­
wandeln in andere, höhere Formen der Verbindung, wie 
z. B. Teilnahme an Produktionsberatungen und anderen 
Veranstaltungen. Dort, wo es bis jetzt noch nicht ge­
lungen ist, Einfluß in den Betrieben zu gewinnen, sind 
nach wie vor Sprechstunden das geeignete Mittel.“ 

Dem ist zuzustimmen, wenn auch beachtet werden 
muß, daß die Sprechstunden des Richters andere Merk­
male aufweisen müssen als die operative Arbeit des 
Staatsanwalts. Wenn es das Hauptziel der richterlichen 
Sprechstunden im Betrieb ist, den rechtsuchenden Bür­
gern die notwendigen Auskünfte zu geben, sie zu be­
raten, ihnen den Weg zu zeigen und damit das Ver­
trauen der Bürger zu unseren Staatsorganen herzu­
stellen, so wird der Staatsanwalt vor allem bestrebt 
sein, Gesetzesverletzungen aufzuspüren, deren Beseiti­
gung ihm im Wege der Allgemeinen Aufsicht obliegt. 
Er wird daher vor allem an Produktionsberatungen, 
Arbeitsbesprechungen, FDGB-Gruppenversammlungen 
usw. teilnehmen. In diesem Sinne waren auch die Aus­
führungen Melsheimers zu verstehen, der nicht eine
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